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Angeklagte fuhr auf diesem Gehweg mit einer Geschwin
digkeit von etwa 40 km/h, als ihm der Zeuge K. mit dem 
Fahrrad entgegenkam. Da der Angeklagte keine Anstalten 
machte, langsamer zu fahren oder auszuweichen, stieg K. 
•etwa 150 m vor dem Zusammentreffen vom Fahrrad ab. 
Er stellte sich mit diesem auf den angrenzenden Grünstrei
fen quer zum Gehweg neben einen Busch, tun die Fahr
bahn freizugeben. Mit dem Anhalten erlosch die Fahrrad
beleuchtung. Da der Zeuge aus der Sicht des Angeklagten 
von einem Busch verdeckt war, konnte ihn der Angeklagte 
nicht sehen. Die Fahrradbeleuchtung hatte er gleichfalls 
nicht wahrgenommen. Als der Angeklagte den Zeugen 
erreichte, stieß er mit seinem Moped gegen das Vorderrad 
des Fahrrads. Beide kamen zu Fall und erlitten schwere 
Verletzungen, die u. a: dazu führten, daß sich beide an den 
Zusammenstoß nicht mehr erinnern können.

Auf Grund dieses Sachverhalts verurteilte das Kreis
gericht den Angeklagten wegen Herbeiführung eines 
schweren Verkehrsunfalls im schweren Fall in Tateinheit 
mit Verkehrsgefährdung durch Trunkenheit (Vergehen ge- 
ihäß §§196 Abs. 1, 2 und 3 Ziff. 2, 200 Abs. 1, 63 Abs. 2, 
64 Abs. 1 und 2 StGB) zu einer Freiheitsstrafe von einem 
Jahr und entzog ihm gemäß § 54 StGB für die Dauer von 
drei Jahren die Fahrerlaubnis.

Das Bezirksgericht sprach den Angeklagten auf dessen 
Berufung frei.

Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich zuun
gunsten des Angeklagten der Kassationsantrag des Gene
ralstaatsanwalts der DDR, mit dem die Nichtanwendung 
des § 200 Abs. 1 StGB gerügt wird.

Aus den Gründen:
Zuzustimmen ist den Auffassungen des Bezirksgerichts 
und des Generalstaatsanwalts der DDR, daß der Angeklagte 
nicht der Herbeiführung eipes schweren Verkehrsunfalls 
schuldig ist.

Ohne Zweifel war der Angeklagte, dessen Blutalkohol
konzentration zur Zeit der Tat mindestens 2,3 Promille auf
wies, absolut fahruntauglich. Für die Beurteilung des Vor- 
liegens einer Straftat gemäß § 196 StGB ist die Beantwor
tung der Frage von besonderer Bedeutung, ob die 
erhebliche Beeinträchtigung der Fahrtüchtigkeit für das 
Unfallgeschehen ursächlich war. Gegen ihre Ursächlichkeit 
spricht, daß Dunkelheit herrschte, die Lichtquelle des Fahr
rads etwa 150 m vor der Begegnung erlosch, der Zeuge und 
dessen Fahrrad durch einen Busch verdeckt waren und Be
weise dafür, daß sich der Zusammenstoß außerhalb des 
Gehwegs ereignete, nicht vorliegen. Unter diesen Umstän
den ist davon auszugehen, daß der Angeklagte gegen das 
in den Gehweg hineinragende Vorderrad des Fahrrads des 
Zeugen stieß. Die am Vorderrad festgestellte Beschädigung 
läßt auf ein solches Unfallgeschehen schließen. Dieses un
erwartet auftauchende Hindernis mußte der Angeklagte 
im eigenen Scheinwerferlicht nicht wahrnehmen.

Zutreffend ist das Bezirksgericht davon ausgegangen, 
daß die Benutzung des Gehwegs als Fahrbahn für Zwei
radfahrzeuge keine Pflichtverletzung darstellt. Unter den 
gegebenen örtlichen Bedingungen ist es durchaus üblich und 
gerechtfertigt, den Pfad sowohl als Gehweg wie auch als 
Fahrbahn für Zweiradfahrzeuge (einschließlich motor- 
getriebener) zu benutzen. Anders wäre es, wenn eine be
festigte Fahrbahn vorhanden gewesen wäre, da mit Kraft
fahrzeugen grundsätzlich die befestigte Fahrbahn-ZU be
nutzen ist. Dem Bezirksgericht ist jedoch nicht zuzustim
men, soweit es diesen Pfad als Bestandteil der Fahrbahn 
des Feldwegs ansieht und daraus herleitet, daß der An
geklagte dessen linke Fahrbahnhälfte benutzte, wozu er 
gemäß § 6 Abs. 2 StVO in Ansehung des schlechten Zustands 
des Feldwegs nur ausnahmsweise befugt gewesen sei. Viel
mehr handelt es sich um eine vom Feldweg deutlich abge
grenzte selbständige Fahrbahn. Angesichts ihrer Beschaf
fenheit und ihrer Benutzung auch als Gehweg regelt sich 
die Begegnung von Verkehrsteilnehmern vor allem nach 
§ 1 StVO. Sie verlangt ein erhöhtes Maß an Vorsicht und 
gegenseitiger Rücksichtnahme sowie Verantwortungs
bewußtsein und Aufmerksamkeit.

Fehlerhaft ist die Entscheidung des Bezirksgerichts, so
weit von dem Freispruch auch der Anklagevorwurf der 
Verkehrsgefährdung durch Trunkenheit (Vergehen gemäß 
§ 200 Abs. 1 StGB) umfaßt wird. Die Anwendung dieser 
Strafbestimmung setzt voraus, daß der Fahrzeugführer in
folge der erheblichen Beeinträchtigung seiner Fahrtüchtig
keit fahrlässig eine allgemeine Gefahr für Leben und Ge
sundheit anderer herbeigeführt hat. Im Bereich des 
Straßenverkehrs ist eine solche Gefahr nach ständiger 
Rechtsprechung des Obersten Gerichts ausschließlich dann 
gegeben, wenn die reale Möglichkeit des Eintritts von Per
sonenschäden besteht. Nach Ansicht des Bezirksgerichts hat 
diese reale Möglichkeit nicht bestanden, weil sich der 
Zeuge aus dem Fahrbereich des Angeklagten entfernte und 
andere Verkehrsteilnehmer sich nicht in diesem Bereich 
befanden. Dabei übersieht das Bezirksgericht, daß sich der 
Zeuge deshalb zur Seite begab, weil der Angeklagte infolge 
seiner alkoholischen Beeinflussung in keiner Weise auf die 
bevorstehende Begegnung reagierte. Damit schuf der An
geklagte eine reale Gefahrensituation, weil ein Aneinan- 
dervorbeifahren auf der schmalen Fahrbahn ausgeschlos
sen war. Verhütet ein Gefährdeter den Eintritt eines Per
sonenschadens, indem er kurzerhand den tatsächlich 
bestehenden und von ihm erkannten Gefahrenbereich ver
läßt, so beendet er zwar seine Gefährdung, hebt sie aber 
für den unmittelbar vorangegangenen Zeitraum nicht rück
wirkend auf. Eine andere Bewertung würde eine unzu
lässige Einengung des gesetzlichen Tatbestands des § 200 
StGB zur Folge haben.

Das Bezirksgericht hätte demzufolge das Urteil des 
Kreisgerichts im Schuldspruch dahin abändern müssen, 
daß der Angeklagte wegen Verkehrsgefährdung durch 
Trunkenheit (Vergehen gemäß § 200 Abs. 1 StGB) zur Ver
antwortung zu ziehen ist. Darüber hinaus hatte es eine 
geringere Strafe auszusprechen.

Die Umstände, die bei zusammenhängender Bewertung 
Auskunft darüber geben, ob die reale Möglichkeit des Ein
tritts von Personenschäden Vorgelegen hat, wie die Ver
kehrsdichte, Ort und Zeit der Pflichtverletzung, Fahrbahn
art und -zustand, Fahrgeschwindigkeit, Art des Fahrzeugs 
und die Sichtverhältnisse, haben Einfluß auf die Tat
schwere. Wenn auch im Vorliegenden Fall die Gefährdung 
der Gesundheit und des Lebens des Zeugen keinesfalls ge
ring war, konnte der Angeklagte damit rechnen, daß zu 
dem gegebenen Zeitpunkt auf dem von ihm befahrenen 
Weg die Verkehrsdichte außerordentlich gering war. Da
durch wird die Tatschwere als nicht erheblich gekennzeich
net. Unter diesen Bedingungen ist es gerechtfertigt’ auf 
eine Geldstrafe zu erkennen, deren Höhe unter Beachtung 
der noch zu ermittelnden Einkommens- und Vermögens
verhältnisse des Angeklagten 500 M nicht übersteigen 
sollte. Ferner sollte der Entzug der Fahrerlaubnis ausge
sprochen und seine Dauer auf ein Jahr und sechs Monate 
beschränkt werden.

§§ 61, 44 Abs. 1, 62 Abs. 3 StGB.
Zur Anwendung der außergewöhnlichen Strafmilderung 
gemäß § 62 Abs. 3 StGB und einer Verurteilung auf Be
währung bei einem Rückfalltäter, dessen erneute Straftat 
geringfügig ist.
BG Erfurt, Urteil vom 28. Juni 1977 - 2 BSB 175/77.

Der 18jährige Angeklagte ist bereits zweimal wegen vor
sätzlicher Vergehen mit Freiheitsstrafe bestraft worden. 
Im Oktober 1976 wurde er aus dem Strafvollzug entlassen. 
Seitdem wechselte er zweimal die Arbeitsstelle. In der 
Poliklinik E. ist er seit dem 6. Juni 1977 als Heizer be
schäftigt.

In der Nacht vom 2. zum -3. Mai 1977 öffnete der Ange
klagte gegen 0.15 Uhr mit seinem Spindschlüssel die rechte 
Tür eines auf der Straße abgestellten Pkw, um damit im 
Stadtgebiet umherzufahren. Er stieg in das Fahrzeug ein 
und versuchte mit dem gleichen Schlüssel dreimal, das 
Fahrzeug in Gang zu setzen. Dabei bemerkte ihn ein VP-


